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Antrag 
der Abgeordneten Robert Heinemann, Hartmut Engels, Henning Finck,  

Egbert von Frankenberg, Marino Freistedt, Dittmar Lemke, Brigitta Martens,  
Marita Meyer-Kainer (CDU) und Fraktion 

Betr.: Zentrale Beratungsstelle für Lehrer zur Unterstützung bei religiös  
begründeten schulischen Problemsituationen 

An Hamburger Schulen kommt es immer wieder zu religiös begründeten schulischen 
Problemsituationen. Eltern lassen ihre Kinder nicht am Schwimmunterricht und an 
Klassenfahrten teilnehmen oder verweigern ihnen die Teilnahme am Sexualkunde-
unterricht. 

Das OVG Hamburg hat mit zwei jüngeren Urteilen zum Sexualkundeunterricht sowie 
zum Schwimmunterricht in der Grundschule in zwei konkreten Fällen dem staatlichen 
Erziehungsauftrag Vorrang gegenüber dem unter dem spezifischen Gesichtspunkt 
ihrer Religionsfreiheit verstandenen Erziehungsrecht der Eltern gegeben und den 
Beitrag schulischer Erziehung zur Integration und zur Verhinderung der Entstehung 
von religiös oder weltanschaulich motivierten „Parallelgesellschaften" betont. 

Diese beiden richtungsweisenden Urteile vermögen jedoch nur bedingt die konkreten 
täglichen Problemsituationen in Hamburgs Schulen zu entschärfen. Verweigern sich 
Eltern aus religiösen Gründen schulischen Angeboten oder Inhalten, stehen die ver-
antwortlichen Lehrer weiterhin vor einem nur schwer zu lösenden Konfliktfall. Sofern in 
der Schule nicht bereits entsprechendes Erfahrungswissen vorliegt, bedarf es daher 
einer umfangreichen Unterstützung der Lehrer durch eine Instanz, die mit Rat und Tat 
zur Seite stehen kann. Diese hat zu diesem Zweck u. a. Erfahrungen zentral zu sam-
meln, Gerichtsurteile auszuwerten, Handreichungen herauszugeben und Kontakte zu 
Religionsgruppen sowie potentiellen Vermittlern zwischen Schulen und Eltern aufzu-
bauen. 

Das Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung (Ll) hat diesbezüglich  
mit den Beratungsfeldern „Gewaltprävention" und „Interkulturelle Erziehung", sowie 
„Gesundheitsförderung und Sexualerziehung" Dienste aufgebaut, die sich wachsen-
der Akzeptanz erfreuen. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

Der Senat wird ersucht, 

1. zu berichten, welche Angebote die am Ll angesiedelten Beratungsdienste  
„Gewaltprävention" und „Interkulturelle Erziehung" sowie „Gesundheitsförderung 
und Sexualerziehung" vorhalten, um die Kompetenz der Schulen im Umgang mit 
religiös bedingten Konflikten zu stärken und professionelle Hilfe bei der Konflikt-
moderation zur Verfügung zu stellen. 

2. zu berichten, wie diese Angebote in der Vergangenheit angenommen worden 
sind, insbesondere auch, ob eine zeitnahe Intervention im Bedarfsfall gewährleis-
tet ist. 
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3. zu prüfen, ob Organisation und Darstellung der Beratungsstellen (z. B. auf den 
Internetseiten des Ll) ausreichend sicherstellen, dass allen Lehrern die Möglich-
keit der Beratung bekannt ist und eine kurzfristige Kontaktaufnahme jederzeit 
möglich ist. 

4. zu berichten, welche weiteren Instrumente bestehen oder geplant sind, die der 
Lösung religiös begründeter schulischer Problemsituationen in Schulen dienen. 


